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Teil I:  Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1. Einleitung 

1.1 Planungsanlass  

Die Gemeinde Wiefelstede hat die Absicht, durch die 129. Änderung des Flächennutzungs-
planes die Erweiterung des Edeka-Marktes in Metjendorf planungsrechtlich zu sichern. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der 129. Änderung des Flächennutzungsplanes sind das Baugesetz-
buch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzei-
chenverordnung 1990 - PlanzV), das Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG), das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG), jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

1.3 Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung  

Der ca. 0,3 ha große Änderungsbereich erfasst einen Bereich im Ortsteil Metjendorf westlich 
der Ofenerfelder Straße (K 136) und nördlich der Metjendorfer Landstraße (L 824).  

Der genaue Geltungsbereich ist aus der Planzeichnung ersichtlich.  

1.4 Beschreibung des Plangebietes 

Der Änderungsbereich gehört zum zentralen Versorgungsbereich des Grundzentrums Met-
jendorf. Dort befindet sich ein Nahversorgungszentrum mit einem Vollsortimenter (Edeka) 
und einer Apotheke sowie den dazugehörigen Stellplatzflächen. Der westliche Teilbereich 
stellt sich als Grünfläche dar.  

Die verkehrliche Anbindung des Änderungsbereiches erfolgt über die L 824 und die K 136 
sowie über die westlich gelegene Georg-Theilmann-Straße. In der Umgebung finden sich 
Wohnnutzungen und gewerblich-geschäftlichen Nutzungen.  

1.5 Planungsrahmenbedingungen 

 Landesraumordnungsprogramm 

Das Landesraumordnungsprogramm LROP 2017 in der Fassung vom 26.09.2017 enthält 
keine der Planung entgegenstehenden Aussagen. 

 Regionales Raumordnungsprogramm 

Der Landkreis Ammerland hat 2017 seine allgemeinen Planungsabsichten gemäß § 3 Abs. 1 
des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes bekanntgemacht und das Verfahren zur 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes eingeleitet. Bis zum Inkrafttreten 
des neuen Regionalen Raumordnungsprogrammes behält das RROP 1996 für die Dauer der 
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Neuaufstellung seine Gültigkeit. Somit verlängern sich die bestehenden raumordnerischen 
Ziele, sodass eine raumordnerische Steuerung sichergestellt ist.  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 1996 des Landkreises Ammerland ist Metjendorf 
als Grundzentrum dem ländlichen Raum als Standort mit der Schwerpunktaufgabe Siche-
rung und Entwicklung von Wohnstätten zugeordnet. Nach den Darstellungen des Regionalen 
Raumordnungsprogrammes ist der Planbereich als Siedlungsfläche einzustufen.  

Das RROP 1996 Ammerland sieht die Förderung der lokalen Wirtschaft als wichtiges raum-
ordnerisches Ziel an. Die Planaufstellung entspricht somit in den sonstigen Planaussagen 
vollständig den bisherigen Zielen der Raumordnung und der Landesplanung.  

 Flächennutzungsplan  

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind die Bebauungspläne aus dem vorbereitenden Bauleitplan zu 
entwickeln. Für den östlichen Abschnitt des Plangebietes wurde im Zusammenhang mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 122, 2. Änderung die 95. Berichtigung des Flächen-
nutzungsplanes durchgeführt und eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Einzel-
handel“ dargestellt. Der westliche Abschnitt ist noch als gemischte Baufläche dargestellt.  

Mit der 129. Änderung des Flächennutzungsplanes werden die Darstellungen an die geän-
derten städtebaulichen Zielsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 122, 5. Änderung ange-
passt und als Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung „Einzelhandel“ dargestellt.  
 Bebauungspläne 

Das Plangebiet gehört im östlichen Abschnitt zum Bebauungsplan Nr. 122, 2. Änderung mit 
der Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes für den Einzelhandel. Der westliche Ab-
schnitt ist als Mischgebiet festgesetzt. Hier gelten ebenfalls Vorkehrungen zum Schutz vor 
Gewerbelärm.  

1.6 Sonstige relevante Planungen der Gemeinde 

 Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Gemeinde Wiefelstede 

Die Einzelhandelsentwicklung in der Gemeinde erfolgte bisher neben den bundes- und lan-
desrechtlichen Vorgaben auf der Grundlage des Regionalen Einzelhandelskonzeptes des 
Landkreises Ammerland aus dem Jahre 2010 mit der Abgrenzung von integrierten Ortsla-
gen/zentraler Versorgungsbereiche und einer Steuerung des Lebensmitteleinzelhandels im 
Kreisgebiet.  

Im Oktober 2015 hat die Gemeinde Wiefelstede ein Einzelhandels- und Zentrenkonzept1 als 
städtebauliches Konzept im Sinne von § 1 (6) Nr. 11 BauGB beschlossen. Das Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept soll Handlungsempfehlungen für die städtebauliche Entwicklung 
geben. In der Untersuchung wurden die Entwicklungsperspektiven des Einzelhandels im 
gesamten Gemeindegebiet sowie in allen Einzelhandelsbranchen geprüft und Aussagen 
über das künftig zu erwartende Kaufkraftpotenzial nach Sortimenten, die anzustrebende 
Ausstattung mit Einzelhandelsflächen und sinnvolle Veränderungen bzw. Ergänzungen der 
Sortimente sowie der Standorte getroffen. Entsprechend der vorhandenen Angebotssituation 
                                                

1  Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH (Okt. 2015): Gemeinde Wiefelstede – Einzelhandels- und Zentrenkonzept. 
Köln. 113 S. 
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und einer perspektivischen Aufwertung des Einzelhandelsstandortes wurde ein zentraler 
Versorgungsbereich räumlich abgegrenzt. Der Einzelhandelsstandort im Plangebiet gehört 
zum Nahversorgungszentrum Metjendorf.  

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Gemeinde Wiefelstede wird derzeit fortge-
schrieben. Eine das Plangebiet betreffende Änderung ist nicht beabsichtigt.  

2. Ziele und Zwecke der Planung 

Die Gemeinde Wiefelstede beabsichtigt mit der 129. Änderung des Flächennutzungsplanes 
die Stärkung der Nahversorgung für das Grundzentrum Metjendorf. Hierzu soll der Edeka-
Markt um zusätzliche Verkaufsflächen von bisher 1.600 m² auf rd. 2.500 m² zur Anpassung 
an die marktwirtschaftlichen Bedingungenerweitert werden. Das Sondergebiet für die Nah-
versorgung soll um die westlich des Marktes gelegenen Flurstücke 48/17 in 48/15 erweitert 
werden, um einen Anbau an den bisherigen Markt und zusätzliche Parkplätze zu realisieren. 
Nach dem Zentrenkonzept für die Gemeinde Wiefelstede gehört auch die vorgesehene Er-
weiterungsfläche zum räumlich abgegrenzten Nahversorgungszentrum.  

In einem Abstimmungsgespräch beim Landkreis Ammerland wurde signalisiert, dass in Met-
jendorf noch Potential an Verkaufsflächen für den Lebensmitteleinzelhandel gesehen wird. 
Dieses wurde durch eine Verträglichkeitsuntersuchung des Büros Lademann und Partner, 
das auch das Einzelhandelsentwicklungskonzept für die Gemeinde Wiefelstede fortschreibt, 
bestätigt. Mit der Erweiterung der Verkaufsfläche auf bis zu 2.500 m² kann im Nahversor-
gungszentrum auch vor dem Hintergrund steigender Bevölkerungszahlen langfristig eine 
ausreichende Nahversorgung für Metjendorf gesichert werden. 

Die für die Umsetzung der Erweiterung vorgesehene Fläche westlich des Marktes ist derzeit 
noch als gemischte Baufläche dargestellt. Der vorhandene Einzelhandelsstandort mit Edeka-
Markt und Apotheke ist im Bebauungsplan Nr. 122, 2. Änderung als Sonstiges Sondergebiet 
für den Einzelhandel festgesetzt. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist der östliche 
Bereich des Edeka-Marktes bereits als Sonderbaufläche dargestellt. Zur Umwandlung der 
gemischten Baufläche in eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Einzelhandel“ 
wird die 129. Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. Im Parallelverfahren wird 
die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 122 „Metjendorfer Landstraße / Ofenerfelder 
Straße“ aufgestellt, um die Verkaufsflächen planungsrechtlich abzusichern.  
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3. Wesentliche Auswirkungen der Planung: Grundlagen und Ergebnisse 
der Abwägung 

3.1 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

3.1.1 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (1) BauGB und zur frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 (1) BauGB  

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit erfolgte gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch eine 
Bürgerinformationsveranstaltung am 30.10.2019. Die Anregungen zur Parkplatzsituation 
wurden an den Eigentümer der Flächen und an Edeka weitergegeben. Entsprechende Rege-
lungen sind im Baugenehmigungsverfahren zu treffen. Weitere Anregungen zum Plangebiet 
wurden nicht vorgebracht.  

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden, über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung frühzeitig unter-
richtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert.  

Von Seiten der Fachbehörden wurden 13 Stellungnahmen abgegeben, davon 3 ohne Anre-
gungen und Hinweise. Die in den übrigen Stellungnahmen enthaltenen Anregungen und 
Hinweise wurden wie folgt abgewogen: 

Landkreis Ammerland 

Seitens des Landkreises Ammerland bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
vorgenannte Planung. Die Anregung zum Gewerbelärm wird berücksichtigt. Die Abwägung 
zum Immissionsschutz wird um die Ergebnisse einer schalltechnischen Stellungnahme er-
gänzt. Der Hinweis zur Grundlage des Planes wird beachtet, die Plangrundlage wird aktuali-
siert. 

Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Die Hinweise zu den zur Beurteilung heranzuziehenden Planwerken werden beachtet. Nach 
dem bisherigen Stand des Gutachtens steht das Erweiterungsvorhaben mit den Kriterien des 
Landesraumordnungsprogrammes LROP Niedersachsen (Integrationsgebot, Beeinträchti-
gungsverbot, Konzentrations- und Kongruenzgebot) sowie mit den Grundsätzen des Regio-
nalen Einzelhandelskonzeptes für den Landkreis Ammerland und den Zielen der Fortschrei-
bung des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes (Entwurf April 2019) für die Gemeinde Wie-
felstede in Einklang. Die Verkaufsflächenerweiterung des Edeka-Verbrauchermarkts in Met-
jendorf ist daher verträglich umsetzbar und stärkt einen bestehenden Standort in einem zent-
ralen Versorgungsbereich sowie letztlich die verbrauchernahe Grundversorgung im Grund-
zentrum Metjendorf.   

Die Hinweise zur Überarbeitung der textlichen Festsetzungen werden zur Kenntnis genom-
men. In den Festsetzungen ist bereits eine Kontingentierung der Verkaufsflächen enthalten. 
Die Angabe der Verkaufsflächenobergrenzen dient zur Klarstellung. Auf diese kann jedoch 
verzichtet werden. Die Anregung der IHK zur Festsetzung 2.700 m² Verkaufsfläche für den 
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Lebensmittelmarkt ist nicht zielführend, da neben dem Lebensmittel-Verbrauchermarkt mit 
einer Verkaufsfläche von bis zu 2.500 m² auch die Absicherung weiterer Einzelhandelsflä-
chen – vorliegend eine bestehende Apotheke mit einer Verkaufsfläche von bis ca. 200 m² - 
vorgesehen ist. Die Festsetzung wird daher in der verbindlichen Bauleitplanung entspre-
chend den Zielen der Gemeinde angepasst. 

Die Anregungen und Hinweise zum Einzelhandelsgutachten (Kongruenzgebot, Berücksichti-
gung von neuen Einzelhandelsstandorten) werden an den Verfasser des Gutachtens weiter-
gegeben. Das Gutachterbüro Dr. Lademann & Partner hat hierzu am 14.11.2019 Stellung2 
genommen:  

Die IHK merkt an, dass auf S. 38 der Ortsteil Mansholt dem grundzentralen Kon-
gruenzraum von Metjendorf zugeordnet wurde. Dieser wäre dem Kongruenzraum 
Wiefelstede zuzuweisen. Wie auf Seite 14 im Text und in der Karte dargestellt 
wurde Mansholt der Zone 2 als nicht kongruenten Raum zugeordnet. Auf Seite 
38 handelt es sich um einen redaktionellen Fehler im Text.  

Zur Verbesserung der Lesbarkeit wird ein Verweis zwischen Kongruenzgebot 
und Marktanteilstabelle sowie hinsichtlich der Erläuterung, ob die Zone 1a+b dem 
exakt dem Kongruenzraum entsprechen, empfohlen. Der Anregung zum Quer-
verweis und Präzisierung im Text kann gefolgt werden. Inhaltlich haben die An-
regungen keine Relevanz / Auswirkungen auf die Aussagekraft des Gutachtens. 
Der Kongruenzraum ist deckungsgleich mit den Zonen 1a+b. Die Berechnungen 
sind damit in der gewählten Form zutreffend.  

Hinsichtlich des Kongruenzgebotes wird erwünscht, die Aussagen noch weiter in 
sortimentsbezogene Bewertungen zu untergliedern. In Bezug auf den hier prü-
fungsrelevanten Edeka-Markt ist nicht davon auszugehen, dass die Drogeriewa-
ren und die Nahrungs- und Genussmittel ein abweichendes Einzugsgebiet auf-
weisen. Das Kongruenzgebot ist insofern auch innerhalb der periodischen Sorti-
mente gewahrt. Die IHK sieht den Einbezug realistisch zu erwartender Planvor-
haben (inzw. umgesetzter Action-Markt und Budni-Markt, Aufgabe des NP-
Marktes; allesamt im gleichen Zentrum gelegen) in die Berechnungen als erfor-
derlich an. Nach Einschätzung von Dr. Lademann & Partner ist keine rechneri-
sche Berücksichtigung der beiden Planvorhaben erforderlich: Durch die Umset-
zung von Action und Budni wird für das Vorhaben von Edeka kein verändertes 
Einzugsgebiet resultieren. So wurde ein allgemeiner Attraktivitätszuwachs bereits 
in der leicht veränderten Kundenherkunftsannahme (von aktuell zu später) be-
achtet. Im Bereich Nahrungs- und Genussmittel kann durch die inzwischen er-
folgte Aufgabe von NP eine Lücke erkannt werden. Die unterschiedlichen Aus-
stattungskennziffern mit und ohne NP wurden im Zusammenhang mit den Aus-
stattungskennziffern des Landkreises im Gutachten bereits gewürdigt.  

Infolge der Aufgabe von NP kann eine leicht höhere Marktdurchdringung im Kon-
gruenzraum (Zone 1a+b) unterstellt werden. Hinsichtlich der Zentralität und der 

                                                

2  Erwiderung von Stellungnahmen im Kontext der Bauleitplanung zur Erweiterung von Edeka Husmann in Wiefelstede, OT 
Metjendorf und Präzisierung der Auswirkungen auf Oldenburg-Ofenerdiek, Dr. Lademann und Partner, Friedrich-Ebert-
Damm 311, 22159 Hamburg, vom 14.11.2019 
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Ausstattungskennziffern ergibt sich keine gravierende Abweichung. Potenzial ist 
in diesem Sortiment insofern zu erkennen. Das Vorhaben zielt auf dieses sorti-
mentsspezifische Potenzial ab. Im Bereich Drogeriewaren sind lediglich arrondie-
rende Randsortimente geplant, die nicht allein besuchsauslösend sein werden, 
so dass das Vorhaben auch hier keine Schieflage bewirken wird. In Bezug auf 
die aperiodischen Sortimente ist es zutreffend, dass die Versorgungslücke im 
Kongruenzraum Metjendorf deutlich verkleinert werden kann. Da jedoch das Vor-
haben nur stark untergeordnet diese Sortimente aufweist ist eine nähergehende 
Auseinandersetzung mit diesem Sortiment hier nicht zu diskutieren.  

Ein grundlegendes Anpassungserfordernis der Verträglichkeitsanalyse ergibt sich 
nicht. Es würde sich rein um redaktionelle Anpassungen zur Verbesserung der 
Lesbarkeit handeln.  

Handelsverband Nordwest e.V 

Das Vorhaben ist insbesondere mit den Aussagen des sich gerade in Überarbeitung befindli-
chen Einzelhandels- und Zentrenkonzept vereinbar und durch den Wegfall des NP-Marktes 
im ZVB Metjendorf fällt der Flächenzuwachs im Bereich der Nahrungs- und Genussmittel 
insgesamt verträglich aus.  

Es ist darauf zu achten, dass die im Einzelhandelskonzept vorgeschlagene Obergrenze des 
ermittelten Flächenrahmens für Wiefelstede bis 2025 eingehalten wird (kurzfristiger Bedarf: 
max. 2.000 qm zusätzliche Verkaufsfläche). Der Hinweis wird beachtet. 

Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg 

Die Belange des Landes Niedersachsen, vertreten durch die Niedersächsische Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV - OL), als Stra-
ßenbaulastträger der Landesstraße 824 sind nicht betroffen. Es sind keine Hinweise oder 
Anregungen vorzutragen. 

Nds. Landesamt für Denkmalpflege Abteilung Archäologie 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege werden zu o. g. Planungen keine Bedenken 
oder Anregungen vorgetragen, da keine archäologischen Fundstellen bekannt sind. Die Hin-
weise werden zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird hierzu ergänzt. 

Haaren-Wasseracht  

Es bestehen keine Bedenken, wenn durch die Maßnahme der Abfluss der Gewässer der 
Haaren-Wasseracht nicht verschärft wird. Der Nachweis ist im wasserrechtlichen Verfahren 
zu erbringen. 

Mit der Umwandlung der gemischten Baufläche in eine Sonderbaufläche geht keine zusätzli-
che Versiegelung einher, da die Grundflächenzahl nicht erhöht wird. Daher sind Auswirkun-
gen auf die schadlose Oberflächenentwässerung nicht zu erwarten. Zur Sicherung der 
schadlosen Oberflächenentwässerung wird das Baugebiet an die vorhandenen Regenwas-
serkanäle in der K 136 und der Georg-Theilmann-Straße angeschlossen. Der Nachweis der 
Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Baugenehmigungsverfahren. 
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OOWV 

Die Hinweise zur den Versorgung werden zur Kenntnis genommen. 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

Die Hinweise zur Ver- und Entsorgung werden zur Kenntnis genommen. 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Die Hinweise zur Ver- und Entsorgung werden zur Kenntnis genommen. 

Stadt Oldenburg 

Die Anregungen und Hinweise zum Einzelhandelsgutachten (Kongruenzgebot, Berücksichti-
gung von neuen Einzelhandelsstandorten, zentraler Versorgungsbereich in Ofenerdiek) wer-
den an den Verfasser des Gutachtens weitergegeben. Das Gutachterbüro Dr. Lademann & 
Partner hat hierzu am 14.11.2019 Stellung3 genommen: 

Die Verträglichkeitsanalyse enthält selbstverständlich die relevanten Aussagen 
zur Bewertung des Kongruenzgebots: 

• Das Kongruenzgebot wird in Kap. 7.2 - Tabelle 8 bewertet. 

• Diese Tabelle basiert auf den Marktanteilen, die in Kap. 6.1 - Tabelle 7 dar-
gestellt werden (für das Kongruenzgebot relevant: „Umsatz Vorhaben“).  

Gesamtumsatz Edeka später = 13,4 Mio. € = 100 % 

• Zonen 1 a + b sind Kongruenzraum = 9,4 Mio. € = rd. 70,1 % des Umsatzes 

• Zone 2 ist Umland = 3,3 Mio. € = rd. 24,6 % des Umsatzes 

Hinzu kommen noch 5 % Streuumsätze = 0,7 Mio. € - in diesen Zahlen sind auch 
die 25.000 Übernachtungen enthalten, die im Kongruenzraum getätigt werden. 

Auf jeden Fall liegt der Wert des nicht kongruenten Umsatzes des Vorhabens un-
terhalb von 30 % an Gesamt liegen. Dies gilt auch einzeln nach periodischen und 
aperiodischen Sortimenten betrachtet  

Die Stadt Oldenburg merkt an, dass keine Würdigung der im alten Einzelhan-
delskonzept (aus 2007) definierten Zentren erfolgt, sondern nur das Einzelhan-
delskonzept aus 2015 Berücksichtigung fand. Das Gutachten sei in Bezug auf 
Aussagen zum ZVB im Ortsteil Ofenerdieck zu ergänzen.  

In dem Gutachten zur Fortschreibung des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes 
der Stadt Oldenburg (i. O.) - Abgewogener Bericht i.d.F.v. 22.06.2015 konnte die 
perspektivische Abgrenzung des Zentrums noch nicht konkretisiert werden. Es 
umfasst im Kern einen Edeka Husmann-Markt als Magnetbetrieb. Im Bericht 
wurde für die Zone 2 insgesamt im Schnitt eine Quote von 3,1 % ermittelt. Als 
maßgeblich tangierter Wettbewerber ist neben dem Edeka-Markt noch ein Lidl- 
Markt zu benennen. Nach Einschätzung von Dr. Lademann & Partner werden 

                                                

3  Erwiderung von Stellungnahmen im Kontext der Bauleitplanung zur Erweiterung von Edeka Husmann in Wiefelstede, OT 
Metjendorf und Präzisierung der Auswirkungen auf Oldenburg-Ofenerdiek, Dr. Lademann und Partner, Friedrich-Ebert-
Damm 311, 22159 Hamburg, vom 14.11.2019 
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sich die Wirkungen zulasten des nicht nähergehend dargestellten Zentrums deut-
lich unterhalb von 5 % bewegen. Diese sind dabei rein auf Umsatzrückgänge zu-
rückzuführen, die der Edeka Kaufmann Husmann sich selber durch Standortop-
timierung „zufügt". Eine beachtliche Eigenkannibalisierung seiner Standorte kann 
ausgeschlossen werden. Hierfür sprechen auch die moderaten Quoten. Die An-
gebote im Oldenburger Zentrum werden auch prospektiv ihre Umsätze ganz 
überwiegend aus dem Nahbereich speisen.  

Die o.g. Ausführungen stellen eine Ergänzung zur Verträglichkeitsanalyse dar. Im 
Lichte der für dieses Zentrum erwarteten moderaten absatzwirtschaftlichen Wir-
kungen (Umschlagen in Wirkungen städtebaulicher Art können ausgeschlossen 
werden) wurde auf eine Ergänzung des Hauptgutachtens verzichtet.  

3.1.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 (2) BauGB und zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) 
BauGB  

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, sowie die Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Planung unterrichtet. Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in einem parallelen Zeit-
raum die öffentliche Auslegung des Planes.  

Es wurden keine privaten Stellungnahmen vorgebracht.  

Von Seiten der Fachbehörden wurden 7 Stellungnahmen abgegeben. Die in den Stellung-
nahmen enthaltenen Anregungen und Hinweise wurden wie folgt abgewogen:  

Landkreis Ammerland 

Seitens des Landkreises Ammerland bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung.  

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht wurde auf einen redaktionellen Fehler in der schall-
technischen Untersuchung aus dem Jahr 2013 sowie in der Kurzstellungnahme aus dem 
Jahr 2019 hingewiesen. Der Hinweis wird beachtet; das Gutachten von 2013 (für den seiner-
zeitigen Neubau des Marktes) und das Gutachten von 2020 (für die geplante Erweiterung 
des Marktes) wurden angepasst. Im Ergebnis der Gutachten ergeben sich durch die Anpas-
sungen keine Veränderungen.  

Weiter wurde darauf hingewiesen, dass im Gutachten der Parameter „Parkplatzoberfläche“ 
nicht aufgeführt war. Der Hinweis wurde beachtet und das Gutachten ergänzend angepasst.  

Durch die neue Planung hat sich ergeben, dass die Kühl-Lkw nur mit Dieselaggregaten be-
trieben werden, statt wie bisher ohne Aggregat. Deswegen soll die Entladezone verlegt wer-
den. Da die Kühl-Lkw auch vor 06.00 Uhr auf dem Marktgelände ankommen können, ist die 
Nachtzeit mit betrachtet worden. Hieraus hat sich die Notwendigkeit der Erweiterung der 
Schallschutzwand ergeben. Als Bedingung gilt, dass hier ein Zeitraum von maximal 30 Minu-
ten nicht überschritten werden darf. Die Hinweise zu den Ergebnissen des Gutachtens wer-
den zur Kenntnis genommen. 
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Die Lärmschutzwand ist in der Planzeichnung und als textliche Festsetzung Nr. 7 aufge-
nommen worden. Dem Hinweis, in die Planzeichnung bei der Kennzeichnung Lärmschutz-
wand einen Hinweis auf die textliche Festsetzung Nr. 7 aufzunehmen, um eine bessere 
Übersichtlichkeit zu gewährleisten, wurde gefolgt.  

Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Es wurden allgemeine Hinweise zum Vorhaben, den Planungsrahmenbedingungen und dem 
Abwägungsmaterial geäußert, die zur Kenntnis genommen wurden.  

Weiter wurde angeregt, die Erwiderung der Einzelhandelsgutachter Lademann & Partner in 
das Ursprungsgutachten einzuarbeiten sowie den gemäß Einzelhandelskonzept 2007 über-
nommenen zentralen Versorgungsbereich Ofenerdiek in die Untersuchungen einzubeziehen. 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Die Erwiderung ist Bestandteil der Abwägung 
und in der Begründung (Kap. 3.2.1) eingearbeitet. Auf eine Überarbeitung des Gutachtens 
kann daher verzichtet werden. Nach telefonischer Erläuterung der Ergebnisse des Einzel-
handelsgutachtens von Dr. Lademann & Partner durch die Gemeinde wurde seitens der IHK 
Oldenburg per Mail vom 29.01.2020 bestätigt, dass sich die rechnerische Verträglichkeit des 
Planvorhabens auf den zentralen Versorgungsbereich Ofenerdiek indirekt ableiten lässt., 
obwohl dieser nicht explizit im Gutachten erwähnt wird. Eine Anpassung des Gutachtens ist 
daher nicht mehr erforderlich.  

Handelsverband Nordwest e.V 

Das Vorhaben ist insbesondere mit den Aussagen des sich gerade in Überarbeitung befindli-
chen Einzelhandels- und Zentrenkonzept vereinbar und durch den Wegfall des NP-Marktes 
im ZVB Metjendorf fällt der Flächenzuwachs im Bereich der Nahrungs- und Genussmittel 
insgesamt verträglich aus. Es ist darauf zu achten, dass die im Einzelhandelskonzept vorge-
schlagene Obergrenze des ermittelten Flächenrahmens für Wiefelstede bis 2025 eingehalten 
wird (kurzfristiger Bedarf: max. 2.000 qm zusätzliche Verkaufsfläche). Der Hinweis wird be-
achtet. 

Stadt Oldenburg 

Bezugnehmend auf das Schreiben vom 08.11.2019 und der Abwägung der Gemeinde Wie-
felstede wurde seitens der Stadt Oldenburg um Darstellung der Schritte zur Beurteilung des 
Kongruenzgebotes gem. Arbeitshilfe zum Abschnitt 2.3 „Entwicklung der Versorgungsstruk-
turen des Einzelhandels“ des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) gebeten. Der Gut-
achter beschreibe den Kongruenzraum des GZ Metjendorf mit der Zone 1 a und 1 b, in wel-
chem 7.420 Einwohner leben sollen. Für die Nachvollziehbarkeit der raumordnerischen Be-
urteilung und die damit verbundene Abschätzung der Betroffenheit wäre es wichtig, dass 
sowohl der Kongruenzraum des GZ Wiefelstede und der Kongruenzraum des GZ Metjendorf 
dargestellt würden. Ohne diese Informationen könne nicht nachvollzogen werden, ob das 
Vorhaben (Bestand + Erweiterung) dem Kongruenzgebot entspreche. 

Die Hinweise der Stadt Oldenburg werden zur Kenntnis genommen. Die von der Stadt 
Oldenburg aufgeführten Punkte sind bereits in der Verträglichkeitsanalyse erläutert. Zur 
Klarstellung wird - nach Abstimmung mit den Gutachtern - zu den Punkten wie folgt Stellung 
genommen: 
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Zum Kongruenzgebot 

Das Kongruenzgebot wurde fach- und sachgerecht hergeleitet und geprüft. Das 
entscheidende Bewertungskriterium nach dem LROP ist die 70 % Abschöpfungs-
regel (= Umsatzherkunft aus dem zugeordneten Verflechtungsbereich), siehe 
7.2. des Gutachtens. Die sortimentsspezifische Kaufkraft und der Marktanteil im 
kongruenten Raum (Zone 1a/b) wurden im Gutachten für den erweiterten Markt, 
bezogen auf die periodische Sortimente, mit zukünftig ca. 25,9 Mio. € benannt. 
Der Marktanteil liegt selbst im unmittelbaren Nahbereich (Zone 1a) unter dem 
Orientierungswert des LROP von 40 %. Das LROP geht dabei von mehreren 
ähnlichen Wettbewerbern in der Zone 1a/b aus, die sich das Marktpotenzial auf-
teilen. Dieses trifft im konkreten Fall jedoch nicht zu. 

Eine Untergliederung der Herkunft der Umsätze ist nach dem LROP nicht gebo-
ten. Es kommt rein auf die Unterscheidung kongruenter Raum (= GZ Metjendorf) 
und sonstige Räume an.  Die kleinräumigere Betroffenheit des Umlandes wird 
stattdessen über das Beeinträchtigungsverbot abgebildet. Wie im Gutachten be-
reits dargestellt, ist das Kongruenzgebot für das erweiterte Vorhaben auch unter 
möglicher Hinzuziehung der Übernachtungsgäste im kongruenten Raum mit 
mehr als 70 % Umsatzherkunft des Vorhabens nachweislich erfüllt. Dieser gut-
achterlichen Einschätzung folgen auch die übrigen Beteiligten im Verfahren (wie 
IHK und Landkreis). 

Weiterhin habe die Stadt Oldenburg im Ortsteil Ofenerdiek einen zentralen Versorgungsbe-
reich, der nicht betrachtet würde. Bereits in der Fassung des EEK 2007 wurde der zentrale 
Versorgungsbereich dargestellt und in das EEK 2015 (Ratsbeschluss 20.07.2015, Fassung 
22.06.2015) vorerst übernommen, (EEK 2015, Seite 131 „Bis zu einer neuerlichen Abgren-
zung behält die Abgrenzung gemäß des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes aus dem Jahr 
2007 weiterhin seine Gültigkeit“.) Damit sei dieser ZVB auf das Beeinträchtigungsverbot hin 
zu überprüfen. Zumal es bei dem Beeinträchtigungsverbot gem. LROP nicht um „Eigenkan-
nibalisierung“, sondern um die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung gehe. Der ZVB 
Ofenerdiek muss in vollem Umfang seinen Versorgungsauftrag wahrnehmen können. Dies 
müsse vom Gutachter nachgewiesen werden. Zudem könne, da es sich nicht um einen vor-
habenbezogenen Bebauungsplan handelte, der Inhaber wechseln. Eine Eigenkonkurrenz 
wäre dann nicht mehr gegeben. 

Zur Beeinträchtigung des ZVB Ofenerdiek 

Wie im Gutachten bereits ausgeführt, ist davon auszugehen, dass bei maximalen 
Umsatzrückgängen von unter 5 % in Bezug auf den derzeit bestehenden Edeka-
Markt in Ofenerdiek keine negativen Wirkungen eintreten. Der Umsatzrückgang 
im Oldenburger Bereich liegt bei im Mittel etwa 3 %. Im Falle eines seitens der 
Stadt Oldenburg nicht auszuschließenden Betreiberwechsels am Standort Edeka 
Ofenerdiek würde – bei Unterstellung der Fortführung der heute dort genehmig-
ten Verkaufsflächen - die Betroffenheit des Wettbewerbers tendenziell sinken. 
Der Umsatzrückgang würde sich zwischen 3 bis 5 % bewegen. So würden die 
Sortimentsüberschneidungen gegenüber der heutigen Situation des identischen 
Edeka Kaufmanns tendenziell sinken. Ein Umschlagen der absatzwirtschaftlichen 
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Wirkungen kann insofern auch im Falle eines, jedoch im Prognosezeitraum des 
Gutachtens nicht zu erwartenden Betreiberwechsels für den ZVB Ofenerdiek 
ausgeschlossen werden. Eine vorhabeninduzierte Verschlechterung der verbrau-
chernahen Versorgung ist dort nicht zu erwarten. 

Zudem wurde im Rahmen einer Abstimmung seitens der IHK Oldenburg per Mail 
vom 29.01.2020 bestätigt, dass sich die rechnerische Verträglichkeit des Planvor-
habens auf den zentralen Versorgungsbereich Ofenerdiek indirekt ableiten lässt. 

Haaren-Wasseracht  

Es bestehen keine Bedenken, wenn durch die Maßnahme der Abfluss der Gewässer der 
Haaren-Wasseracht nicht verschärft wird. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. Eine Verschärfung der Abflusssituation der Ofener Bäke wird durch die Planung 
nicht herbeigeführt, da keine relevante Neuversiegelung erfolgt.  

EWE Netz GmbH 

Die Hinweise zur Ver- und Entsorgung werden zur Kenntnis genommen.  

OOWV 

Der OOWV wies auf die Inhalte seiner Stellungnahme vom 30.10.2019 hin. Die Hinweise 
werden zur Kenntnis genommen und beachtet.  

3.2 Relevante Abwägungsbelange  

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung 
von Bebauungsplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinan-
der gerecht abzuwägen.  

3.2.1 Belange der Raumordnung  

Das RROP Ammerland 1996 sieht vor, dass die regionale Wirtschaft im Landkreis Ammer-
land weiterzuentwickeln ist. Daher ist die qualitative und strukturelle Verbesserung und be-
darfsgerechte Ergänzung des vorhandenen Angebotes zu unterstützen. Die Sicherung des 
Nahversorgungbedarfes der vorhandenen und neuen Wohngebiete entspricht der raumord-
nerischen Vorgabe für das Grundzentrum Metjendorf, wonach Wohnstätten gesichert und 
entwickelt werden sollen.  

Zur Erweiterung des geplanten Edeka-Marktes wurde ein Verträglichkeitsgutachten vom Bü-
ro Lademann und Partner, das auch das Einzelhandelsentwicklungskonzept für die Gemein-
de Wiefelstede fortschreibt, erstellt4. Das Gutachten führte zu folgendem Ergebnis: das Er-
weiterungsvorhaben steht mit den Kriterien des Landesraumordnungsprogrammes LROP 
Niedersachsen (Integrationsgebot, Beeinträchtigungsverbot, Konzentrations- und Kongru-
enzgebot) im Einklang. Auch mit den Vorgaben des Regionalen Einzelhandelskonzeptes 
REHK für den Landkreis Ammerland ist das Vorhaben kompatibel: Metjendorf steht auf der 
Liste der stark unterversorgten Grundzentren im Ammerland. Insgesamt können mehr als 

                                                

4  Verträglichkeitsgutachten zum Erweiterungsvorhaben eines Einzelhandelsmarktes, Dr. Lademann und Partner, Friedrich-
Ebert-Damm 311, 22159 Hamburg, vom 09.12.2019 
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unwesentliche Auswirkungen auf die Verwirklichung der städtebaulichen und raumordneri-
schen Ziele ausgeschlossen werden. Die Verkaufsflächenerweiterung des Edeka-
Verbrauchermarkts in Metjendorf ist daher verträglich umsetzbar und stärkt einen bestehen-
den Standort in einem zentralen Versorgungsbereich sowie letztlich die verbrauchernahe 
Grundversorgung im Grundzentrum Metjendorf. 

Die Erweiterung des Marktes steht mit den Zielen der Fortschreibung des Einzelhandelsent-
wicklungskonzeptes (Entwurf April 2019) für die Gemeinde Wiefelstede in Einklang. Der Er-
weiterung stehen somit keine raumordnerischen Belange entgegen.  

Auf Anregungen des Landkreises Ammerland, der IHK Oldenburg sowie der Stadt Oldenburg 
hat sich das Gutachterbüro Dr. Lademann & Partner hierzu am 14.11.2019 noch einmal er-
läuternd Stellung5 genommen. Es wurde klargestellt, dass in Bezug auf den Edeka-Markt 
nicht davon auszugehen ist, dass die Drogeriewaren und die Nahrungs- und Genussmittel 
ein abweichendes Einzugsgebiet aufweisen. Das Kongruenzgebot ist insofern in den aperio-
dischen, wie auch innerhalb der periodischen Sortimente gewahrt. Ein Einbeziehen der um-
liegenden bzw. geschlossenen Märkte wirkt sich höchstens unwesentlich auf die Berechnun-
gen des Gutachtens aus. Der Wert des nicht kongruenten Umsatzes des Edeka-Vorhabens 
liegt unter den raumordnerisch vorgegebenen 30 % der Beachtlichkeit, sodass das Kongru-
enzgebot in jedem Fall eingehalten wird. Die o.g. Ausführungen stellen eine Ergänzung zur 
Verträglichkeitsanalyse dar. Im Lichte der für dieses Zentrum erwarteten moderaten absatz-
wirtschaftlichen Wirkungen (Umschlagen in Wirkungen städtebaulicher Art können ausge-
schlossen werden) wurde auf eine Ergänzung des Hauptgutachtens verzichtet. Das Gutach-
ten wurde jedoch redaktionell überarbeitet6.  

Im Verfahren zur vorliegenden 129. Flächennutzungsplanänderung wurden Anregungen 
durch die Stadt Oldenburg zum Kongruenzgebot und zum ZVB Ofenerdiek gegeben, die 
durch das Gutachterbüro Lademann & Partner erneut kommentiert wurden (06.02.2020).  

Zur Beeinträchtigung des ZVB Ofenerdiek 

Wie im Gutachten bereits ausgeführt, ist davon auszugehen, dass bei maximalen 
Umsatzrückgängen von unter 5 % in Bezug auf den derzeit bestehenden Edeka-
Markt in Ofenerdiek keine negativen Wirkungen eintreten. Der Umsatzrückgang 
im Oldenburger Bereich liegt bei im Mittel etwa 3 %. Im Falle eines seitens der 
Stadt Oldenburg nicht auszuschließenden Betreiberwechsels am Standort Edeka 
Ofenerdiek würde – bei Unterstellung der Fortführung der heute dort genehmig-
ten Verkaufsflächen - die Betroffenheit des Wettbewerbers tendenziell sinken. 
Der Umsatzrückgang würde sich zwischen 3 bis 5 % bewegen. So würden die 
Sortimentsüberschneidungen gegenüber der heutigen Situation des identischen 
Edeka Kaufmanns tendenziell sinken. Ein Umschlagen der absatzwirtschaftlichen 
Wirkungen kann insofern auch im Falle eines, jedoch im Prognosezeitraum des 
Gutachtens nicht zu erwartenden Betreiberwechsels für den ZVB Ofenerdiek 

                                                

5  Erwiderung von Stellungnahmen im Kontext der Bauleitplanung zur Erweiterung von Edeka Husmann in Wiefelstede, OT 
Metjendorf und Präzisierung der Auswirkungen auf Oldenburg-Ofenerdiek, Dr. Lademann und Partner, Friedrich-Ebert-
Damm 311, 22159 Hamburg, vom 14.11.2019 

6  Dr. Lademann und Partner (09.12.2019): Verträglichkeitsgutachten zum Erweiterungsvorhaben eines Einzelhandelsmark-
tes. Hamburg.  
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ausgeschlossen werden. Eine vorhabeninduzierte Verschlechterung der verbrau-
chernahen Versorgung ist dort nicht zu erwarten. 

Zudem wurde im Rahmen einer Abstimmung seitens der IHK Oldenburg per Mail 
vom 29.01.2020 bestätigt, dass sich die rechnerische Verträglichkeit des Planvor-
habens auf den zentralen Versorgungsbereich Ofenerdiek indirekt ableiten lässt. 

Zum Kongruenzgebot 

Das Kongruenzgebot wurde fach- und sachgerecht hergeleitet und geprüft. Das 
entscheidende Bewertungskriterium nach dem LROP ist die 70 % Abschöpfungs-
regel (= Umsatzherkunft aus dem zugeordneten Verflechtungsbereich), siehe 
7.2. des Gutachtens. Die sortimentsspezifische Kaufkraft und der Marktanteil im 
kongruenten Raum (Zone 1a/b) wurden im Gutachten für den erweiterten Markt, 
bezogen auf die periodische Sortimente, mit zukünftig ca. 25,9 Mio. € benannt. 
Der Marktanteil liegt selbst im unmittelbaren Nahbereich (Zone 1a) unter dem 
Orientierungswert des LROP von 40 %. Das LROP geht dabei von mehreren 
ähnlichen Wettbewerbern in der Zone 1a/b aus, die sich das Marktpotenzial auf-
teilen. Dieses trifft im konkreten Fall jedoch nicht zu. 

Eine Untergliederung der Herkunft der Umsätze ist nach dem LROP nicht gebo-
ten. Es kommt rein auf die Unterscheidung kongruenter Raum (= GZ Metjendorf) 
und sonstige Räume an.  Die kleinräumigere Betroffenheit des Umlandes wird 
stattdessen über das Beeinträchtigungsverbot abgebildet. Wie im Gutachten be-
reits dargestellt, ist das Kongruenzgebot für das erweiterte Vorhaben auch unter 
möglicher Hinzuziehung der Übernachtungsgäste im kongruenten Raum mit 
mehr als 70 % Umsatzherkunft des Vorhabens nachweislich erfüllt. Dieser gut-
achterlichen Einschätzung folgen auch die übrigen Beteiligten im Verfahren (wie 
IHK und Landkreis). 

3.2.2 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel 

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklau-
sel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Das BauGB enthält in § 1a 
Abs. 2 Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs. Dies soll im Wesentlichen 
über zwei Regelungsmechanismen erfolgen:  

 Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen wer-
den (Bodenschutzklausel). 

 § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohn-
zwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen 
(Umwidmungssperrklausel).  

Entsprechend der Gesetzesänderung im Zusammenhang mit den Maßnahmen zum Klima-
schutz soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwick-
lung erfolgen und die Neuinanspruchnahme von Flächen reduziert werden (§ 1a Abs. 2 S. 4 
BauGB). Die Umwandlung von nicht benötigten Flächen eines Mischgebietes in ein Sonsti-
ges Sondergebiet für den Einzelhandel vermeidet die Inanspruchnahme von Außenbereichs-
flächen und entspricht den Vorgaben der Innenentwicklung. 
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Die Gemeinde Wiefelstede ist daher der Auffassung, dass der Bodenschutzklausel und der 
Umwidmungssperrklausel sowohl im Hinblick auf die erforderliche Flächendarstellung, als 
auch auf die konkrete Ausgestaltung ausreichend Rechnung getragen wird. 

3.2.3 Verkehrliche Belange  

 Verkehrliche Anbindung 

Das Plangebiet ist über die Hauptverkehrsanbindung Metjendorfer Landstraße (L 824). Und 
Ofenerfelder Straße (K 136) erschlossen. Damit ist der Standort zur Versorgung des südli-
chen Grundzentrums optimal in das örtliche Verkehrsnetz eingebunden.  

 ÖPNV-Versorgung 

Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt durch die Verkehrs-
unternehmen im Verkehrsverbund Bremen Niedersachsen (VBN).  

Das Plangebiet liegt im fußläufigen Einzugsbereich der Bushaltestellen "Metjendorf, Am 
Sportplatz" und "Metjendorf, Am Ostkamp". Zudem zeigt der Bericht der ÖPNV-orientierten 
Siedlungsentwicklung Ammerland auf, dass sich das Plangebiet innerhalb des 500 m Korri-
dors eines Regionalbusses befindet. Der Planbereich ist somit gut durch den ÖPNV er-
schlossen.  

3.2.4 Belange des Immissionsschutzes / Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse  

Der Änderungsbereich ist aufgrund der vorhandenen gewerblichen Nutzung durch den Ede-
ka-Markt sowie die umliegenden Straßen bereits vorbelastet. In der weiteren Umgebung 
schließen Wohnbebauungen an.  

Für den vorhandenen Einzelhandelsmarkt liegt ein Lärmschutzgutachten vor, welches im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erstellt wurde. Bezüglich der Erweiterung des 
Marktes mit zusätzlichen Stellplatzflächen wird im weiteren Verfahren ein Lärmschutzgutach-
ten erstellt.  

Verkehrslärm  

In der verbindlichen Bauleitplanung werden Vorkehrungen zum Schutz vor Verkehrslärm 
getroffen.  

Gewerbelärm 

Zur geplanten Erweiterung des Marktes liegt eine schalltechnische Stellungnahme7 aus dem 
Jahr 2019 vor.  

Hierbei wurden die Verlagerung der Ladezone und die Erweiterung der Stellplätze in die Un-
tersuchung eingestellt. Die umliegenden Nutzungen haben den Schutzanspruch eines 
Mischgebietes mit Immissionsrichtwerten der TA Lärm von 60/45 dB(A) tags/nachts. Die 
schalltechnische Prognose führte zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung von aktiven 

                                                

7  Akustikbüro Oldenburg (23.04.2019; aktualisiert am: 06.02.2020): Schalltechnische Kurz-Stellungnahme Nr. 2019/0022 
Erweiterung eines Verbrauchermarkts an der Metjendorfer Landstraße in 26215 Metjendorf. Oldenburg, 8 S. + Lageplan.  
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Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwand oder Einhausung der Ladezone) die Immissions-
richtwerte an den schutzwürdigen Nutzungen eingehalten bzw. unterschritten werden. Die 
aktiven Schallschutzschutzmaßnahmen werden in der verbindlichen Bauleitplanung gemäß § 
9 Absatz 1 Nr. 24 BauGB als Vorkehrungen zum Immissionsschutz festgesetzt. 

Voraussetzung für die Einhaltung der Richtwerte ist zudem, dass sich LKW-Kühlaggregate 
während des Aufenthalts auf dem Betriebshof im Nachtzeitraum ausschließlich innerhalb der 
Schallschutzwand (bzw. der Einhausung) befinden und im Nachtzeitraum keine Anfahrten 
durch Kühl-Aggregate stattfinden. Die betrieblichen und organisatorischen Maßnahmen sind 
im Baugenehmigungsverfahren festzulegen. 

Mit den o.g. Maßnahmen können die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sichergestellt werden. 

3.2.5 Belange von Natur und Landschaft, Artenschutz, Klimaschutz 

 Bestandsbeschreibung 

Der Änderungsbereich befindet sich westlich angrenzend an einem Edeka-Markt und stellt 
sich als Ackerfläche dar. Der Bereich ist umgeben von Wohngebäuden, Verkehrswegen und 
dem Edeka-Gebäude mit Parkplätzen. Im randlichen Bereich des Plangebietes befinden sich 
vereinzelnd kleinere Einzelbäume und Gebüsche bestehend aus z.B. Ahorn und Haselnuss 
mit geringem Durchmesser. 

 Eingriffsbeurteilung 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes kommt es zu keinerlei Auswirkungen bzw. 
erheblichen Beeinträchtigungen in den aufgeführten Umweltschutzgütern im Sinne der Ein-
griffsregelung. 

 Hinweise zum Artenschutz 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng 
geschützte Tier- und Pflanzenarten. 

Das Potential für streng geschützte Arten wird anhand der Ausprägung der Biotoptypen ab-
geleitet. Das Plangebiet ist hauptsächlich gekennzeichnet durch eine Ackerfläche. 

Vögel: 

In dem Geltungsbereich liegt generell ein geringes Potential für Brutvögel vor. Lediglich eine 
Eiche auf dem Gelände des Edeka -Marktes bietet Potential für Gehölz- und Bodenbrüter. 
Die Nähe zu den bebauten Wohn- und Gewerbegrundstücken sowie der Verkehr der nahen 
Straße lassen siedlungstolerante Vogelarten erwarten. 

Fledermäuse: 

Alle heimischen Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten gemäß FFH-
Richtlinie. Eine potenzielle Quartiersnutzung (Winterquartiere, Wochenstuben, Balzquartiere) 
in der Eiche auf dem Edeka-Gelände lässt sich nicht gänzlich ausschließen. 

Sonstige Artgruppen: 

Sonstige artenschutzrechtlich relevante Tier- und Pflanzenarten können anhand des Habi-



16 Gemeinde Wiefelstede  
129. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Teil I: Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche Auswirkungen der Planung 
 

 
 

 

tatpotenzials der örtlich ausgeprägten Biotoptypen mit hirnreichender Sicherheit ausge-
schlossen werden. 

 Prüfung der Verbotstatbestände  

Tötungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 [1] Nr. 1 BNatSchG): 

Für die potentiell vorkommenden Brutvögel und Fledermäuse können Betroffenheiten nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden. Allgemein gilt für eine unvermeidbare Gehölzbeseitigung 
zur Umsetzung eines konkreten Vorhabens, dass zur Vermeidung von Vogeltötungen die 
Baufeldfreimachung und die Beseitigung von Gehölzen außerhalb der Brutzeiten im Winter-
halbjahr (ab 1.10 bis Ende Februar) zu erfolgen hat. Falls dieser Zeitraum auf der Umset-
zungsebene nicht eingehalten werden kann, ist im Rahmen einer ökologischen Baubeglei-
tung auf der Grundlage fachgerechter örtlicher Überprüfungen nachzuweisen, dass keine 
Vogelbrutgelege betroffen sind. Die entsprechenden Gehölze sind ebenfalls durch eine fach-
kundige Person vor Beseitigung auf Fledermausquartiere zu prüfen. Eine fachbiologische 
Begleitung ist ebenfalls bei Abriss von Gebäuden oder Gebäudeteilen mit Potential für Ge-
bäude gebundene Fledermaus- und Vogelarten erforderlich.  

Verletzung und Tötungen artenschutzrechtlich relevanter Arten können so ausgeschlossen 
werden. 

Störungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 [1] Nr. 2) BNatSchG): 

Für potenziell vorkommende, siedlungstolerante Vogelarten oder Fledermäuse kann mit hin-
reichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass das von der Planung ausgehende 
Störpotenzial, z.B. durch Baumaßnahmen, zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszu-
standes der lokalen Population führt. 

Verlust der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 [1] Nr. 3 
BNatSchG in Verbindung mit § 44 [5] BNatSchG): 

Soweit nicht vollständig ausgeschlossen werden kann, dass einzelne siedlungstolerante Vö-
gel ihre Brutstätte und Fledermäuse ihre Quartiere verlieren, so kann vor dem Hintergrund 
des im Plangebiet und der Umgebung vorhandenen vergleichbaren Habitatangebotes davon 
ausgegangen, dass die Bedeutung und ökologische Funktion im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

 Artenschutzrechtliches Fazit 

Unter Beachtung der vorstehenden Maßgaben werden Artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände nicht erfüllt. Es stehen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Ände-
rung des Flächennutzungsplanes dauerhaft entgegen.  

3.2.6 Belange der Wasserwirtschaft 

 Oberflächenentwässerung 

Die Ausweisung weiterer Bauflächen führt zu einer Versiegelung von Bodenflächen und so-
mit zu erhöhten Oberflächenwasserabflüssen und Abflussspitzen aus dem Plangebiet. Auf-
grund einer geringen Neuversiegelung durch die Bauflächen wird jedoch nicht davon ausge-
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gangen, dass es zu erheblichen Veränderungen des Wasserhaushaltes im Plangebiet kom-
men wird.  

Zur Sicherung der schadlosen Oberflächenentwässerung wird das Baugebiet an die vorhan-
denen Regenwasserkanäle in der K 136 und der L 824 angeschlossen. Die Entwässerungs-
planung wird abschließend im Baugenehmigungsverfahren geregelt.  

 Schmutzwasser  

Das Schmutzwasser wird über die vorhandenen Schmutzwasserkanäle im Plangebiet abge-
führt.  

 Grundwasserschutz 

Der Änderungsbereich liegt innerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebietes der Schutz-
zone Ill A des Wasserwerkes Alexandersfeld. Das Grundwasser in diesem Gebiet wird durch 
die Grundwasserneubildung gespeist und hat durch die Nutzung als Trinkwasser eine be-
sondere Bedeutung für das Wohl der Allgemeinheit. Insgesamt sind alle Planungen und 
Maßnahmen so abzustimmen, dass dieses Gebiet in seiner Eignung und besonderen Be-
deutung für die Trinkwassergewinnung nicht beeinträchtigt wird. 

Eine Beeinträchtigung der Belange der Wasserwirtschaft wird durch diese Planung nicht her-
vorgerufen.  

3.2.7 Klimaschutz 

Am 30.07.2011 ist das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden in Kraft getreten. Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sollen die Bau-
leitpläne dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und 
das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Gemäß 
§ 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Ab-
wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Den Belangen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird dadurch Rechnung getra-
gen, dass eine Planung im Anschluss an bestehende Bebauung vorgenommen wird und 
keine Neuansiedlung in einem baulich nicht vorgeprägten Bereich erfolgt. Zudem wird hier 
eine nach BauNVO maximal zulässige Versiegelung ermöglicht und somit eine Inanspruch-
nahme weiterer Flächen vermieden. In der verbindlichen Bauleitplanung werden zudem 
Festsetzungen zum Erhalt und zur Ergänzung von Gehölzen getroffen. 
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4. Inhalte der Flächennutzungsplanänderung 

Im Flächennutzungsplan erfolgt die Darstellung einer Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbe-
stimmung „Einzelhandel“ für die geplante Erweiterung eines Einzelhandelbetriebes im Ände-
rungsbereich. Eine weitergehende Differenzierung ist auf Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung nicht erforderlich.  

 

5. Ergänzende Angaben  

5.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Gesamt 3.273 m² 

Gewerbliche Baufläche (G)  3.273 m² 

5.2 Ver- und Entsorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Anschluss an das Versorgungsnetz des Olden-
burgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (OOWV).  

Für die Versorgungssituation ist aufgrund des zusätzlich zu erwarteten Bedarfes keine nen-
nenswerte Veränderung zu erwarten. Die Versorgung kann weiterhin gewährleistet werden.  

Für die Versorgung mit Löschwasser stehen im Bereich der Ofenerfelder Straße und 
Georg-Theilmann-Straße Hydranten mit einer Leistungsfähigkeit von bis zu 48 m3/h zur Ver-
fügung. 

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom und Gas erfolgt durch die EWE AG.  

Die Abwasserbeseitigung erfolgt über vorhandene und zu erweiternde Anlagen.  

Im Rahmen des Bauantragsverfahren ist zu klären, wie viel zusätzliches Schmutzwasser 
durch den Anbau anfällt und ob spezielle Entwässerungseinrichtungen wie z.B. Fettabschei-
der notwendig sind, um das Abwasser von Imbissen und Bäckereien vorzureinigen. An-
schlusspunkt an die Schmutzwasserkanalisation wäre in der Georg-Theilmann-Straße. Eine 
Anschlussleitung ist bereits auf das Plangrundstück vorgestreckt.  

Die Abfallentsorgung im Plangebiet wird durch die öffentliche Müllentsorgung des Land-
kreises Ammerland gewährleistet.  
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5.3 Daten zum Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss durch den Verwaltungsausschuss 23.09.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung  12.12.2019 

Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 30.10.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung  26.10.2019 

Behördenbeteiligung gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom  02.10.2019 

und Frist bis zum  04.11.2019 

Beschluss über den Entwurf und die Öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 (2) BauGB der Planung: 

09.12.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung in der NWZ  12.12.2019 

Ortsübliche Bekanntmachung auf der Internetseite der Gemeinde  12.12.2019 – 
30.01.2020 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB  20.12.2019 – 
30.01.2020 

Behördenbeteiligung gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom  19.12.2019 

und Frist bis zum  30.01.2020 

Feststellungsbeschluss durch den Rat   

 

Die Begründung ist der 129. Änderung des Flächennutzungsplanes als Anlage beigefügt.  

 

Ausarbeitung der 129. Flächennutzungs-
planänderung  

NWP Planungsgesellschaft mbH,  
Escherweg 1, 26121 Oldenburg 

 

 

Oldenburg, den  

 

Wiefelstede, den  

 

______________________ 

 

______________________ 

Bürgermeister 
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Teil II:  Umweltbericht 

1. Einleitung 

Gemäß § 2 [4] BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umwelt-
schutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen 
einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewer-
ten. Hierbei sind vor allem die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berück-
sichtigen und die in § 1 a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Ergebnisse der 
Umweltprüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplanes in die Abwägung einzustel-
len. 

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2 a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Die 
nachfolgende Gliederung des Umweltberichtes orientiert sich an der Anlage 1 des BauGB.  

Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht über die in der Umweltprüfung untersuchten und 
ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Vertiefende Angaben sind den folgenden Kapi-
teln zu entnehmen. 

1.1 Inhalte und Ziele des Bauleitplanes 

Die Gemeinde Wiefelstede hat die Absicht, durch die 129. Änderung des Flächennutzungs-
planes, die Erweiterung des Edeka-Marktes in Metjendorf planungsrechtlich abzusichern. Die 
129. Änderung beinhaltet hierbei die Änderung der Planungsfläche von Mischgebiet in ein 
Sondergebiet.  

1.2 Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Planung 

Nachfolgend werden gemäß Anlage 1 des BauGB die in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgesetzten Ziele des Umweltschutzes, soweit sie für den vorliegenden Bau-
leitplan von Bedeutung sind, dargestellt.  

Weiterhin wird aufgeführt, inwieweit diese Ziele im Rahmen der vorliegenden Planung be-
rücksichtigt werden. 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Die Bauleitpläne ... sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und 
die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern sowie die städ-
tebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwi-
ckeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innen-
entwicklung erfolgen. [§ 1 Abs. 5 BauGB] 

 Die Planung bezweckt die planungsrechtliche Absicherung der Erweiterung des vor-
handenen Edeka-Marktes. Den Zielen des Klimaschutzes wird durch eine bestands-
orientierte Erweiterung Rechnung getragen. Ferner ist gemäß der textlichen Festset-
zung pro 500 m² neu versiegelter Grundstücksfläche und pro 6 Einstellplätze 1 
standortgerechter Laubbaum zu pflanzen.  

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die allgemei-
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nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- 
und Arbeitsbevölkerung ... [§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB] 

 Durch die geplante Umwandlung in ein Sondergebiet wird keine Verschlechterung 
der Wohn- und Arbeitsverhältnisse erwartet. Für den vorhandenen Einzelhandels-
markt liegt ein Lärmschutzgutachten vor, welches im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens erstellt wurde. Bezüglich der Erweiterung des Marktes mit zusätzli-
chen Stellplatzflächen wird im weiteren Verfahren ein Lärmschutzgutachten erstellt. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die Belange 
der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, 
Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes ... [§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB] 

 Die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege werden 
nicht berührt. 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen ... die Erhaltungs-
ziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes … [§ 1 Abs. 6 Nr. 7. b) und § 1a Abs. 4 BauGB] 

 Das nächste Schutzgebiet der Natura 2000 Gebietskulisse ist das ca. 3,7 km 
südwestlich gelegende FFH Gebiet Haaren und Wold bei Wechloy sowie das ca. 3,8 
km nordwestlich gelegene FFH-Gebiet Mansholter Holz, Schippstroth. Auf Grund der 
Entfernung können von der vorliegenden Planung ausgehende Beeinträchtigungen 
auf die Schutzgebiete ausgeschlossen werden. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Ver-
ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-
lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. [§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB] 
(Bodenschutzklausel) 

Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendi-
gen Umfang umgenutzt werden. [§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB] (Umwidmungssperrklausel) 

 Die Planung schließt unmittelbar an ein vorhandenes Gebäude an, so dass der 
Verbrauch freier Landschaft und unversiegelter Fläche gering bleibt. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. [§ 1 a Abs. 5 BauGB] 

 Gemäß der textlichen Festsetzung ist pro 500 m² neu versiegelter Grundstücksfläche 
und pro 6 Einstellplätze 1 standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und 
Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besie-
delten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schüt-
zen, dass 
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1. die biologische Vielfalt, 

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regene-
rationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Land-
schaft 

auf Dauer gesichert sind. [§ 1 Abs. 1 BNatSchG] 

 Die Bedeutung der Fläche für die biologische Vielfalt sowie Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes ergibt sich aus der überplanten Freifläche 
und überplanten Einzelgehölzen. Die Planung bereitet die Neuversieglung 
unbebauter Fläche vor, jedoch ist die für die Erweiterung des Edeka-Marktes 
vorgesehende Fläche als Mischgebiet im Bebauungsplan Nr. 122 in der 1. Änderung 
festgesetzt. Das Mischgebiet wird in der 1. Änderung mit einer Grundflächenzahl von 
0,6 sowie einer Geschossflächenzahl von 1,2 definiert. Durch die Änderung in ein 
Sondergebiet ändert sich die Grundflächenzahl und die Geschossflächenzahl in der 
129. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht, so dass keine erheblichen 
Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung zum Tragen kommen.  

Schutzgebiete und geschützte Objekte nach Naturschutzrecht 

Das nächste Naturschutzgebiet ist Alexanderheide (NSG WE 00282), ca. 340 m südlich des 
Plangebietes. Die nächsten FFH Gebiete sind Haaren und Wold bei Wechloy ca. 3,7 km 
südwestlich sowie Mansholter Holz , ca. 3,8 km nordwestlich des Plangebietes. Ferner liegt 
ddas Plangebiet in der Schutzzone IIIA des Trinkwasserschutzgebietes (WSG) Alexanders-
feld. Oberflächengewässer sind nicht ausgeprägt. 

Ziele des speziellen Artenschutzes 

Aufgrund der Komplexität der artenschutzrechtlichen Vorgaben wird die Vereinbarkeit der 
Planung mit den Zielen des speziellen Artenschutzes in einem gesonderten Kapitel (s. Kap. 
1.3 des Umweltberichtes) dargestellt. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige 
Sachgüter sollen vor schädlichen Umwelteinwirkungen geschützt werden. [vgl. § 1 Abs. 1 
BImSchG] 

 Für die Planungsfläche der FNP-Änderung wird im weiteren Verfahren ein Lärm-
schutzgutachten erstellt. Für den vorhandenen Einzelhandelsmarkt liegt ein Lärm-
schutzgutachten vor, welches im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erstellt 
wurde. Diesbezüglich ist nicht mit nicht mit schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Lärmimmissionen auf die umliegenden Wohngebäude zu rechnen.  

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen 
(Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen; 
Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 
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Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, Puf-
fer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwas-
sers) sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich 
vermieden werden. [vgl. § 1 und § 2 Abs. 2 BBodSchG] 

 Durch die Planung wird eine Bebauung bisher unversiegelter Bereiche vorbereitet. 
Aufgrund der Beibehaltung der GRZ und Geschossflächenzahl aus der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 122 kommt es nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen im 
Sinne der Eingriffsregelung. 

Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) 

Zweck dieses Gesetzes ist  

den Wald a. wegen seinen wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunktion), b. wegen seiner Bedeu-
tung für die Umwelt… (Schutzfunktion) und c. wegen seiner Bedeutung für die Erholung der 
Bevölkerung (Erholungsfunktion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ord-
nungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern. [§ 1 NWaldLG Nr.1] 

 Es ist keine Waldfläche durch die Planung betroffen.  

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) 

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Küstengewässer und Grundwasser) sollen durch 
eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung als Bestandteile des Naturhaushalts, als Le-
bensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares 
Gut geschützt werden. [vgl. § 1 WHG] 

 Es werden keine erheblichen Beeinträchtigungen auf das Grundwasser erwartet. 
Oberflächengewässer sind nicht betroffen. 

Landschaftsplanung 

Der Landschaftsrahmenplan formuliert keine konkreten Ziele für das Plangebiet 

1.3 Ziele des speziellen Artenschutzes – Artenschutzprüfung (ASP) 

Gemäß § 44 BNatSchG bestehen bestimmte Schutzvorschriften für besonders und streng 
geschützte Tier- und Pflanzenarten.  

Diese Verbote richten sich zwar nicht an die Ebene der Bauleitplanung, sondern untersagen 
konkrete Handlungen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist allerdings zu prüfen, ob die 
artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Planung dauerhaft hindern. 

Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sind die Verbote des speziellen Artenschutzes für zulässige 
Vorhaben innerhalb von Bebauungsplan-Gebieten nur anzuwenden, sofern und soweit Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vogelarten betroffen sind8. Die nach-
folgenden Ausführungen beschränken sich deshalb auf diese Artenvorkommen. 

                                                

8  Darüber hinaus sind solche Arten zu berücksichtigen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 (1) Nr. 2 BNatSchG aufge-
führt sind. Eine Rechtsverordnung auf dieser Ermächtigungsgrundlage wurde bislang nicht erlassen. 
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Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG beziehen sich auf die 
konkrete Handlung und auf konkret betroffene Individuen. Sie gelten unabhängig von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird 
jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der Realisierung der Planung ent-
gegenstehen können und ob Vermeidungs- oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen vor-
zusehen sind.  

Gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(Zugriffsverbote). 

Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um die Umsetzung eines nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zulässigen Vorhabens im Sinne von § 18 Abs.2 Satz 1 BNatSchG handelt, 
gilt gemäß § 44 Abs.5 Satz 2 BNatSchG (neue Fassung)9: Sind in Anhang IV Buchstabe a 
der Richtlinie 92/43EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten und solche Arten 
betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind10, 
liegt ein Verstoß gegen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die 
Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und Verlet-
zungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese 
Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaß-
nahmen nicht vermieden werden kann,  

2. das Verbot des Nachstellens und Fanges wild lebender Tiere und der Entnahme, Be-
schädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, 
wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maß-
nahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwick-
lungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der 
ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen unver-
meidbar sind 

 

                                                

9  in der am 29.09.2017 geltenden Fassung durch Artikel 1 G. v. 15.09.2017 BGBl. I S. 3434 
10  Eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, in der ebenfalls berücksichtigungspflichtige „nationale verant-

wortungsarten“ definiert wären, liegt bisher nicht vor. 

https://www.buzer.de/gesetz/12817/a209795.htm
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3. das Verbot nach Abs. 1 Nr. 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. 
Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV b der Richtlinie 92/43/EWG aufge-
führte Arten gelten diese Maßgaben entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten 
betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß 
gegen die Zugriffs-, Besitz- oder Vermarktungsverbote nicht vor.  

1.3.1 Relevante Arten, Situation im Plangebiet 

Das Potential für streng geschützte Arten wird anhand der Ausprägung der Biotoptypen ab-
geleitet. Das Plangebiet ist hauptsächlich gekennzeichnet durch eine Ackerfläche. 

Vögel: 

In dem Geltungsbereich liegt generell ein geringes Potential für Brutvögel vor. Lediglich eine 
Eiche auf dem Gelände des Edeka-Marktes bietet Potential für Gehölz- und Bodenbrüter. 
Die Nähe zu den bebauten Wohn- und Gewerbegrundstücken sowie der Verkehr der nahen 
Straße lassen siedlungstolerante Vogelarten erwarten. 

Fledermäuse: 

Alle heimischen Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten gemäß FFH-
Richtlinie. Eine potenzielle Quartiersnutzung (Winterquartiere, Wochenstuben, Balzquartiere) 
in der Eiche auf dem Edeka-Gelände lässt sich nicht gänzlich ausschließen. 

Sonstige Artgruppen: 

Sonstige artenschutzrechtlich relevante Tier- und Pflanzenarten können anhand des Habi-
tatpotenzials der örtlich ausgeprägten Biotoptypen mit hirnreichender Sicherheit ausge-
schlossen werden. 

1.3.2 Prüfung der Verbotstatbestände  

Tötungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 [1] Nr. 1 BNatSchG): 

Für die potentiell vorkommenden Brutvögel und Fledermäuse können Betroffenheiten nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden. Allgemein gilt für eine unvermeidbare Gehölzbeseitigung 
zur Umsetzung eines konkreten Vorhabens, dass zur Vermeidung von Vogeltötungen die 
Baufeldfreimachung und die Beseitigung von Gehölzen außerhalb der Brutzeiten im Winter-
halbjahr (ab 1.10 bis Ende Februar) zu erfolgen hat. Falls dieser Zeitraum auf der Umset-
zungsebene nicht eingehalten werden kann, ist im Rahmen einer ökologischen Baubeglei-
tung auf der Grundlage fachgerechter örtlicher Überprüfungen nachzuweisen, dass keine 
Vogelbrutgelege betroffen sind. Die entsprechenden Gehölze sind ebenfalls durch eine fach-
kundliche Person vor Beseitigung auf Fledermausquartiere zu prüfen. Eine fachbiologische 
Begleitung ist ebenfalls bei Abriss von Gebäuden oder Gebäudeteilen mit Potential für Ge-
bäude gebundene Fledermaus- und Vogelarten erforderlich.  

Verletzung und Tötungen artenschutzrechtlich relevanter Arten können so ausgeschlossen 
werden. 
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Störungen (Verbotstatbestand gemäß § 44 [1] Nr. 2) BNatSchG): 

Für potenziell vorkommende, siedlungstolerante Vogelarten oder Fledermäuse kann mit hin-
reichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass das von der Planung ausgehende 
Störpotenzial, z.B. durch Baumaßnahmen, zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszu-
standes der lokalen Population führt. 

Verlust der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 [1] Nr. 3 
BNatSchG in Verbindung mit § 44 [5] BNatSchG): 

Soweit nicht vollständig ausgeschlossen werden kann, dass einzelne siedlungstolerante Vö-
gel ihre Brutstätte und Fledermäuse ihre Quartiere verlieren, so kann vor dem Hintergrund 
des im Plangebiet und der Umgebung vorhandenen vergleichbaren Habitatangebotes davon 
ausgegangen, dass die Bedeutung und ökologische Funktion im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

Artenschutzrechtliches Fazit: 

Unter Beachtung der vorstehenden Maßgaben werden Artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände nicht erfüllt. Es stehen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände der Ände-
rung des Flächennutzungsplanes dauerhaft entgegen. 

 

2. Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Planung prognostiziert, wobei der Fokus insbesondere auf solche Auswirkungen 
gerichtet wird, die ein erhebliches (positives oder negatives) Ausmaß erreichen oder erhebli-
che Beeinträchtigungen im Sinne der Eingriffsregelung darstellen. 

Die Prognose der Auswirkungen setzt dabei zunächst eine Beschreibung und Bewertung des 
derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) voraus. Weiterhin ist die voraussichtliche Ent-
wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung in der Übersicht aufzu-
zeigen, soweit diese zumutbar abgeschätzt werden kann. Auch bei der Darstellung des Ba-
sisszenarios und der voraussichtlichen Entwicklung ohne Planung wird bereits auf die vo-
raussichtlich erheblich beeinflussten Umweltmerkmale fokussiert.  

2.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustands und der voraussichtlichen 

Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung (Basisszenario) 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Stellvertretend für die vorkommenden Tiere, Pflanzen und für die biologische Vielfalt wurden 
die Biotoptypen nach Drachenfels11 erfasst.  

  

                                                

11  Drachenfels, O.(2016): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen, Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz, Stand Juli 2016  
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derzeitiger Zustand 

Code Biotoptyp Ausprägung 

Wälder, Gebüsche und Kleingehölze 

HBE Einzelbaum, Baumgruppe Im randlichen Bereich des 
Plangebietes befinden sich 
vereinzelnd kleinere 
Einzelbäume und Gebüsche 
bestehend aus z.B. Ahorn 
und Haselnuss mit geringem 
Durchmesser.  

AZ sonstiger Acker Das Plangebiet besteht 
hauptsächlich aus einer 
kleinen verkrauteten 
Ackerfläche mit Sachalin-
Staudenknöterich 
[Reynoutria sachalinensis], 
Brennessel [Urtica dioica] 
und Knopfkraut [Galinsoga 
parviflora].  

Abgeleitet vom Potenzial der vorliegenden Biotoptypen liegt keine besondere Bedeutung des 
Plangebietes für die biologische Vielfalt vor. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei einer Nichtdurchführung der Planung wird der derzeitige Zustand und Bestand an 
Biotoptypen fortbestehen. 

2.1.2 Fläche und Boden 

derzeitiger Zustand 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 3.273 m2. 

Der Bodentyp stellt sich als Mittlerer Gley-Podsol Boden dar. Ein besonderer Schutzbedarf 
des Bodens, z.B. als Suchraum für schutzwürdige Böden oder auf Grund der Naturnähe des 
Bodens , liegt nicht vor. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Beibehaltung der derzeitigen Situation aus-
zugehen.  
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2.1.3 Wasser 

derzeitiger Zustand 

Der mittlere Grundwasserhochstand wird mit 7 dm u GOF und der mittlere Grundwasser-
tiefststand mit 14 dm u. GOF angegeben. Bei einer Rate von 151-200 mm/a. ist keine 
besondere Bedeutung des Plangebietes für die Grundwasserneubildung erkennbar.  

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone IIIA des Trinkwasserschutzgebietes (WSG) Alexand-
ersfeld.  

Oberflächengewässer sind nicht ausgeprägt. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Beibehaltung der derzeitigen Situation aus-
zugehen.  

2.1.4 Klima und Luft 

derzeitiger Zustand 

Das Plangebiet liegt lokalklimatisch in einem Siedlungsbereich. Eine besondere 
lufthygienische Belastungssituation liegt nicht vor. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Im Rahmen des Klimawandels werden u.a. eine Erhöhung der Durchschnittstemperaturen 
und eine Zunahme von klimatischen Extremereignissen (z.B. Starkregen, Starkwinde) prog-
nostiziert. Wie sich die Bedingungen im Plangebiet selbst verändern werden, ist nicht zumut-
bar bzw. belastbar zu prognostizieren. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass hier vielfäl-
tige Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern bestehen, so dass sich die klimati-
schen Änderungen auch auf z.B. Wasserhaushalt, Luftqualität und biologische Vielfalt aus-
wirken können. 

2.1.5 Landschaft 

Der Planbereich ist umgeben von Wohngebäuden, Verkehrswegen und dem Edeka-
Gebäude mit Parkplätzen. Daher ist das Landschaftsbild als stark anthropogen überlagert 
einzustufen und charakteristisch für einen innerörtlichen Siedlungsbereich. 

derzeitiger Zustand 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist zunächst mit einem Fortbestand der aktuellen 
Nutzung und somit des aktuellen Landschaftsbildes zu rechnen. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Beibehaltung des derzeitigen Landschafts-
bildes auszugehen.  
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2.1.6 Mensch 

derzeitiger Zustand 

Bestimmend für das Schutzgut Mensch sind die Schutzansprüche der Wohnnutzungen um 
das Plangebiet herum. Bezüglich des Plangebietes der FNP Änderung wird im weiteren Ver-
fahren ein Lärmschutzgutachten erstellt. Bezüglich der Erweiterung des Marktes mit zusätzli-
chen Stellplatzflächen und Verlagerung der Ladezone liegt eine schalltechnische Stellung-
nahme12 aus dem Jahr 2019 vor. Die schalltechnische Prognose führte zu dem Ergebnis, 
dass unter Berücksichtigung von aktiven Schallschutzmaßnahmen und Einhaltung von be-
trieblichen Maßnahmen die Immissionsrichtwerte an den schutzwürdigen Nutzungen einge-
halten bzw. unterschritten werden. Mit den o.g. Maßnahmen können die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichergestellt werden. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist von einer Beibehaltung der derzeitigen Situation aus-
zugehen.  

2.1.7 Kultur- und Sachgüter 

derzeitiger Zustand 

Kulturgüter (Bau- und Bodendenkmale) sind im Plangebiet nicht bekannt. Aus dem Plange-
biet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine archäologischen Fundstellen bekannt. Da die 
Mehrzahl archäologischer Funde und Befunde jedoch obertägig nicht sichtbar sind, können 
sie auch nie ausgeschlossen werden. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist mit einem Fortbestand des derzeitigen Zustandes 
auszugehen. 

2.1.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern 

derzeitiger Zustand 

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechsel-
wirkungen. So bedingen z.B. die Boden- und Klimaverhältnisse sowie die menschliche Nut-
zung die Ausprägung der Vegetation, diese wiederum prägt stark die Eignung als Tier-
Lebensraum sowie die landschaftliche Eigenart und Erholungseignung. Eine hiervon unbe-
einflusste Bestandsbeschreibung ist insofern nicht möglich, so dass die bestehenden Wech-
selwirkungen bereits in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichtigung finden. 

Im Plangebiet sind keine besonderen Wechselwirkungen zu erwarten, denen über das bisher 
beschriebene Maß eine besondere Bedeutung beizumessen wäre. 

voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Hinsichtlich der Wechselwirkungen ist bei Nichtdurchführung der Planung von einem Fortbe-
stand des oben beschriebenen Wirkungsgefüges zwischen den einzelnen Umweltschutzgü-
                                                

12  Akustikbüro Oldenburg (23.04.2019; aktualisiert am: 06.02.2020): Schalltechnische Kurz-Stellungnahme Nr. 2019/0022 
Erweiterung eines Verbrauchermarkts an der Metjendorfer Landstraße in 26215 Metjendorf. Oldenburg, 8 S. + Lageplan.  
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tern auszugehen.  

2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Durch die 129. Änderung des Flächennutzungsplanes von einem Mischgebiet in ein Sonder-
gebiet, kommt es zu keinerlei Auswirkungen bzw. erheblichen Beeinträchtigungen in den 
aufgeführten Umweltschutzgütern. Aus diesem Grund wird auf die Erstellung einer Übersicht 
mit direkten und mit etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenzüberschreitenden, 
kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und vorübergehenden sowie positi-
ven und negativen Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter in diesem Umweltbericht ver-
zichtet. 

2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Aus-

gleich nachteiliger Umweltwirkungen 

Es kommt zu keinen negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter. Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
werden nicht benötigt. 

Fazit zur Eingriffsregelung 

Es sind keine Maßnahmen zur Eingriffsregelung erforderlich. 

2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Das Ziel der FNP Änderung ist die Erweiterung des bereits bestehenden Edeka-Marktes in 
westliche Richtung. Aufgrund der bestandsorientierten Ausrichtung werden keine Alternati-
ven geprüft.  

2.5 Schwere Unfälle und Katastrophen 

Nachfolgend werden die erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, die aufgrund der 
Anfälligkeit der nach dem Bauleitplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Kata-
strophen zu erwarten sind sowie die gegebenenfalls erforderlichen Maßnahmen zur Verhin-
derung oder Verminderung solcher Ereignisse dargelegt.  

Im Plangebiet und in der Umgebung liegen keine Besonderheiten vor, die eine besondere 
Anfälligkeit gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen erwarten lassen. 

Auch liegen nach aktuellem Kenntnisstand der Planung im Dorfgebiet keine besonderen Ge-
fährdungen der Umwelt vor.  
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3. Zusätzliche Angaben 

3.1 Verfahren und Schwierigkeiten 

Bei der Durchführung der Umweltprüfung kamen folgende Verfahren zur Anwendung: 

• Biotoptypen-Erfassung nach Drachenfels (2016) 

• Auswertung folgender allgemein verfügbarer Quellen: 

 NIBIS-Kartenserver des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie 

 Umweltkartenserver des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen 
und Klimaschutz 

 Landschaftsrahmenplan Landkreis Ammerland 

Relevante Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben ergaben sich nicht. 

Hinweis zum Umweltschadensrecht: Auf Grundlage der aktuell vorliegenden Kenntnisse sind 
nicht alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im 
Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG abschließend prognostizierbar. Es können nachteili-
ge Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes 
der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwir-
kungsbereich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbe-
reich der Planung ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger 
Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich 
nicht gewährleistet werden. 

3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung 

Gemäß § 4c BauGB haben die Kommunen erhebliche Umweltauswirkungen, die auf Grund 
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten können, zu überwachen (Monitoring). 

In der vorliegenden FNP Änderung ergeben sich keine erheblichen Umweltauswirkungen. 
Daher sind keine Überwachungsmaßnahmen zu den Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verrin-
gerungs- und Ausgleichsmaßnahmen (gemäß Anlage 1 Ziffer 2 c) BauGB) als auch die 
Überwachungsmaßnahmen zu den erheblichen Umweltauswirkungen (gemäß Anlage 1 Zif-
fer 3 b) BauGB) erforderlich. 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Gemeinde Wiefelstede beabsichtigt, durch die 129. Änderung des Flächennutzungspla-
nes die Erweiterung des Edeka-Marktes in Metjendorf planungsrechtlich abzusichern. Das 
Gesamtgebiet beläuft sich auf ca. 3.273 m². Der Bereich besteht aus einer Ackerfläche. 
Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes kommt es zu keinerlei Auswirkungen bzw. 
erheblichen Beeinträchtigungen in den aufgeführten Umweltschutzgütern im Sinne der Ein-
griffsregelung.  
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